














Eigentlich ist es verrückt: In den mei-
sten europäischen Staaten ist die

Ganztagsschule seit langem normal, und
auch in Deutschland wünschte sich
schon in den sechziger Jahren knapp
die Hälfte der Eltern in Umfragen ganz-
tägige Betreuungsangebote für ihre Kin-
der. Heute sind es sogar weit mehr, un-
ter den Frauen über 80 Prozent. Trotz-
dem ist die Halbtagsschule, zumindest
in Westdeutschland, über all die Jahre
das dominante Modell geblieben. Wie
kommt das?

Für Karen Hagemann, Historikerin an
der TU, lässt sich der deutsche Hang zur
Halbtagsbildung und -betreuung weit in
die Geschichte zurückverfolgen – und
„deswegen bin ich skeptisch, wenn ich
die Wahlversprechen der Politiker hö-
re“. Die rühmen ja seit neuestem die
Vorzüge der Ganztagsbildung, weil sie
Frauen die Berufstätigkeit erleichtert

und die Bildungschancen von Kindern
aus sozial schwachen oder ausländi-
schen Familien verbessert. Rheinland-
Pfalz will bis 2006 zwanzig Prozent der
Schulen auf Ganztagsbetrieb umstellen,
die SPD verspricht vier Milliarden Euro
zum Ausbau der Ganztagsbetreuung.
Dennoch: Bis die Ganztagsbetreuung
bedarfsgerecht ausgebaut oder gar die
Ganztagsschule zur Regelschule wird,
dürfte noch viel Zeit vergehen. Und das
hat laut Hagemann historische Gründe.

Schon im 19. Jahrhundert war die
Auffassung verbreitet, öffentliche Kin-
derbetreuung könne nur eine Notlö-
sung für arme Familien sein, in denen
die Mütter gezwungen waren, zu arbei-
ten. Für deren Kinder wurden „primär
karitative ganztägige Bewahranstalten“
eingerichtet. Daneben gab es Schul-
und Kindergartengründungen aus pä-
dagogischen Motiven, die nur halbtags

geöffnet waren. „Hauptgegnerin jegli-
cher öffentlichen Betreuung, die über
eine halbtägige Ergänzung zur Fami-
lienerziehung hinausging, war die ka-
tholische Kirche“, so Karen Hagemann.

Auch die Landbevölkerung, die auf
die Mitarbeit der Kinder in Haus und
Hof angewiesen war, wollte ihren Nach-
wuchs höchstens halbtags in eine Bil-
dungsanstalt schicken. Viele niedere
Schulen waren im 19. Jahrhundert da-
her Halbtagsschulen. An höheren Schu-
len dagegen war ein Ganztagsunterricht
– mit Mittagspause – zunächst durch-
aus üblich. Erst seit der Mitte des 19.
Jahrhunderts setzte sich auch dort zu-
nehmend der Halbtagsunterricht durch
– mit dem Argument, durch zuviel Un-
terricht würden Jungs wehruntauglich.
Auch der Deutsche Philologenverband
plädierte, aus ständischen Motiven, für
die Halbtagsschule.
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Die Mama zu Hause war das Ideal
Warum gibt es in Deutschland eigentlich die Halbtagsschule? Ein Blick in die Geschichte — 
und in die europäischen Nachbarländer.

von Dorothee Nolte

Deutscher Hang zur Halbtagsbildung schon im 19. Jahrhundert. FOTO: ARCHIV



In anderen europäischen Ländern
verlief die Entwicklung anders. In Eng-
land etwa wurde die allgemeine Schul-
pflicht zugleich als Mittel im Kampf ge-
gen die Kindererwerbstätigkeit auf dem
Lande und in Fabriken eingesetzt, ab
1920 war dort der ganztägige Unter-
richt Pflicht. Auch in Frankreich gibt es
eine lange Tradition der Ganztagsschu-
le und vorschulischen Ganztagsbetreu-
ung. Im Unterschied zu England und
Frankreich baute Deutschland auch die
Ganztagsangebote, die im ersten Welt-
krieg aufgrund des Mangels an Arbeits-
kräften entstanden waren, nach dem
Krieg rasch wieder ab.

Reformpädagogen, die eine Kombina-
tion von Unterricht mit Sport und Spiel
forderten, über den ganzen Tag ver-
teilt, konnten sich in Deutschland nie
durchsetzen; ihre Schulen wurden von
den Nationalsozialisten geschlossen.
Nach 1945 empfanden viele Westdeut-
sche eine Abneigung gegen jegliche
Form von Gemeinschaftserziehung und
warfen Ganztagsschule und Gesamt-
schule munter in einen Topf. In den
fünfziger und sechziger Jahren holte
man lieber ausländische Arbeitskräfte
ins Land, statt – wie in Frankreich oder
den skandinavischen Ländern – auf
weibliche Arbeitskräfte zurückzugrei-
fen und die öffentliche Kinderbetreu-
ung auszuweiten. Sogar die westdeut-
schen Gewerkschaften und die SPD ver-
traten bis in die siebziger Jahre hinein
die Meinung, Ganztagsbetreuung sei
nur etwas für soziale Problemfälle. Die
Mama zu Hause war das Ideal. Die DDR

dagegen mit ihrer hohen Frauenerwerbs-
quote setzte auf Halbtagsschule plus
Nachmittagsangebote und erreichte die
höchste Betreuungsrate im Ostblock.

Wie all diese Faktoren zusammenhän-
gen – die Familienpolitik der europäi-
schen Staaten, die Einstellung zur Er-
werbstätigkeit der Frauen, Ganztags-
schule –, das möchte Hagemann zusam-
men mit zahlreichen Wissenschaftlern
im Ausland erforschen und hat dafür,
mit der TU-Historikerin Karin Hausen
und der Bremer Professorin für Sozial-
politik Karin Gottschall, einen Antrag
auf eine dreijährige Forschungsförde-
rung bei der VW-Stiftung gestellt. (siehe
Kasten)

Und die Zukunft der Ganztagsschule?
Aus Hagemanns Sicht steht die föderale
Struktur der Bundesrepublik Bildungs-
reformen im Weg – neben den alten
Vorstellungen von Familie und Arbeits-
teilung unter den Geschlechtern. Auch
der Einfluss von Interessengruppen wie
dem Deutschen Lehrerverband und der
katholischen Kirche wirke nach wie vor
hemmend; und da es hierzulande weni-
ger Schulen in freier Trägerschaft gibt
als etwa in Frankreich und England, hat
das staatliche Schulsystem keine Kon-
kurrenz. Was die Eltern wollen und was
für die Kinder gut wäre, spielt Hage-
mann zufolge eh nur eine untergeord-
nete Rolle: „In diesem Land wird Politik
ohne die Betroffenen gemacht.“ 

Erschienen im Berliner „Tagesspiegel“ am 6. Juni 2002.
Wir bedanken uns für die Nachdruck-Erlaubnis.
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FAMILIENPOLITIK UND 
GANZTAGSSCHULE

Das Forschungsprojekt, das Prof. Dr.
Karen Hagemann (University of Gla-
morgan, z.Z. Wissenschaftszentrum
Berlin) zusammen mit Prof. Dr. Karin
Hausen (Zentrum für Interdisziplinäre
Frauen- und Geschlechterforschung an
der Technischen Universität Berlin)
und Prof. Dr. Karin Gottschall (Zentrum
für Sozialpolitik an der Universität Bre-
men) bei der Volkswagen-Stiftung
2002 beantragt hatte, erhielt zwar die
Befürwortung aller Gutachter, wurde

dann aber vom Kuratorium der Stif-
tung doch nicht als förderungswürdig
erachtet. Da eine Auswahl getroffen
werden musste, wurde anderen Pro-
jekten der Vorrang gegeben. Ange-
sichts des Zeitpunktes – mitten in der
PISA-Diskussion und dem allgemeinen
Ruf nach mehr Ganztagsschulen – er-
staunt, dass diesem Thema keine Prio-
rität eingeräumt wurde. Die Antrag-
stellerinnen vermuten, dass das Pro-
jekt nicht nur bildungs- und sozialpoli-
tisch, sondern auch geschlechterpoli-
tisch zu brisant war. Eine ausführliche
Darstellung, die im wesentlichen auf
den bisherigen Forschungsergebnissen
Hagemanns beruht, ist in der Zeit-
schrift „Das Parlament“ Nr. 41 vom
14.10. 2002 unter dem Titel „Die Halb-
tagsschule in Deutschland: Ein Sonder-
fall in Europa?“ abgedruckt. (Internet:
www.das-Parlament.de) Karen Hage-
mann arbeitet weiter an diesem The-
ma: Auf der Fifth European Social
Science History Conference, die vom
24. bis 27. März 2004 an der Hum-
boldt Universität zu Berlin stattfindet,
wird sie gemeinsam mit Kolleginnen
in einem Panel mit dem Titel: „State –
Children – Family: The Politics of Child
Care and Public Education in East-
West-Comparison“ am 27. März ab
14.15 Uhr ihre Forschungsergebnisse
zur Diskussion stellen. -wl

Halbtags- oder Ganztagsschule? FOTO: GISELA LAU
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Unter dem Primat der „Effizienzstei-
gerung“ geschehen derzeit in den

Schulen fast unbeachtet und unreflek-
tiert Dinge, die früher zu regen Diskus-
sionen und Aktionen geführt hätten.
Oft ohne hinreichende Information und
Beteiligung der Beschäftigten werden 
z. B. in Hessen an rund 100 Schulen un-
ter dem Deckmantel von „Medienkom-
petenz“, einer „neuen Lernkultur“ und
eines „besseren Unterrichts“ Schülerin-
nen und Schüler mit Laptops ausgestat-
tet. Der Einsatz dieser mobilen Compu-
ter hat vordergründig sicher einige Vor-
teile wie Raumersparnis und Flexibilität
bei der Handhabung. 

Bessere Bildung durch WLAN?

Gleichzeitig mit der Einrichtung der
Schülerarbeitsplätze wird von der Lan-
desregierung und den Schulträgern je-
doch eine neue Technik eingeführt, ge-
gen die aus gesundheitlicher Sicht star-
ke Bedenken bestehen. Nach Auffas-
sung der Initiative Schule@Zukunft, in

der Landesregierung, Schulträger und
hessische Unternehmerverbände zu-
sammenarbeiten, kommt als Laptop „nur
ein WLAN in Frage“. Bei dem derzeit
forcierten Verfahren der WLAN-Technik
(Wireless-Local-Area-Network) steht im
Klassenraum oder im Schulhaus ein
Sender, über den die Lernenden kabel-
los untereinander kommunizieren oder
mit den Peripheriegeräten und dem In-
ternet verbunden sind. Ihre Laptops
sind dabei selbst Sender und Empfän-
ger. Bei diesen Aktivitäten entstehen an
jedem Schülerarbeitsplatz hochfrequen-
te pulsierende elektromagnetische Fel-
der, deren gesundheitsschädliche Aus-
wirkungen inzwischen allgemein be-
kannt und anerkannt sind. Schon 2001
kam die unabhängige Arbeitsstelle für
Umweltfragen der Evangelischen Kirche
Hessen-Nassau zu dem Schluss, eine
große Zahl von Experimenten lasse
„den Schluss zu, dass Lebewesen auf
diese Strahlung reagieren.“ Vorsorgen-
der Gesundheitsschutz ist hier drin-
gend angeraten, vor allem auch vor
dem Hintergrund der Erfahrungen aus

der Vergangenheit, wo der sorglose
Umgang mit als harmlos geltenden Sub-
stanzen wie Holzschutzmittel, Asbest,
FCKW auch an Schulen zu verheeren-
den gesundheitlichen Gefährdungen
und finanziellen Folgen geführt hat.

Hochfrequente Strahlungen

Bei einer Raumvernetzung ist es noch
weitgehend eine individuelle Entschei-
dung, ob die Schülerinnen und Schüler
über Kabel oder Sender untereinander
kommunizieren und mit dem Netz ver-
bunden sind. Bei einer Schulvernetzung
gibt es für die Beschäftigten jedoch kei-
ne Entscheidungsmöglichkeit mehr, ob
sie sich der zusätzlichen Strahlung aus-
setzen möchten oder nicht. Ähnlich wie
in Wartehallen der Flughäfen und in gro-
ßen Bahnhöfen sind sie während des
Arbeitstages ständig den elektromagne-
tischen Feldern der WLAN-Sendeanlagen
ausgesetzt. Je nach Arbeitsplatz sind
dabei unterschiedliche Belastungen
möglich. Durch Überlagerungen und
Spiegelungen können hier unbemerkt
auch extrem hohe Strahlungswerte er-
reicht werden. An einem Arbeitsplatz
in der juristischen Bibliothek in Göttin-
gen hat die Zeitschrift Öko-Test bei der
Flussdichte, der Maßeinheit für hoch-
frequente Strahlungen, einen Spitzen-
wert von 23 000 W/qm gemessen. Der
amtliche Grenzwert in der Bundesrepu-
blik liegt derzeit bei 10 W/qm. 

Ohne Kabelverbindung muss die
WLAN-Anlage auch nachts eingeschaltet
und über Funk mit dem Netz verbun-
den sein, da in dieser Zeit die Fernwar-
tung des Schulsenders mit den in den
„Dockingstations“ zugeschalteten Lap-
tops durchgeführt wird.

Im November 2002 hat die Zeitschrift
Öko-Test bei einer umfangreichen Un-
tersuchung festgestellt, dass besonders
von den sendenden Laptops mit ihren
WLAN-Karten eine beträchtliche Strah-
lendosis ausgeht. Sie liegt oft erheblich
über den empfohlenen Vorsorgewerten
und an Brennpunkten auch über den
amtlichen Grenzwerten. Auch das no-
va-Institut hatte zuvor schon bei seiner
Untersuchung zur WLAN-Anlage der
Universität Bremen festgestellt, dass
man hier bei einer Arbeit an den Note-
books „mit einer Überschreitung der
Vorsorgewerte rechnen“ muss. Zu der
in unserem Kulturkreis ohnehin schon
vorhandenen massiven Beeinträchti-
gung durch unnatürliche elektromagne-
tische Felder (zum Beispiel Handy,
DECT-Telefon, Mikrowelle, Bildschirme)
werden in der Schule Kinder, Jugendli-
che und Lehrerkräfte damit zusätzli-
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Verstrahlte Zukunft 
Gesundheitsgefahren durch kabellose Laptops.

von Siegfried Schwarzmüller, GEW Hessen

Gefahr durch hochfrequente Strahlung. FOTO: MEV



chen Gesundheitsgefahren ausgesetzt,
die ohne großen Aufwand vermeidbar
wären. Ohne jegliche quantitative und
qualitative Einschränkung ist es auch
mit einem handlichen Laptop möglich,
wie bisher über Kabel im Internet zu ar-
beiten und so die zusätzliche Strahlen-
belastung durch die WLAN-Sendeanlage
zu vermeiden. Es ist dafür nur ein Ka-
bel zu legen und mit dem Netz zu ver-
binden. Auch Peripheriegeräte wie ein
zentraler Drucker lassen sich weiterhin
über Steckkontakt oder mittels Diskette
bedienen. 

Fast alles spricht gegen WLAN

Neben der Vorsorge käme eine solche
Ausstattung der Schulen die Städte und
Kreise sogar finanziell günstiger, weil
die Komponenten für den Funkbetrieb
entfallen würden. Gegen die WLAN-
Technik sprechen auch die von außen
beeinflussbare Datenübertragung, die ge-
genüber Kabelverbindungen reduzierte
Arbeitsgeschwindigkeit und Belastbar-
keit der Anlagen, die begrenzte Eig-
nung für die Durchführung von Prüfun-
gen und die Störungen im alltäglichen
Gebrauch. Fremde Vorgaben und Inter-
essen der Industrie scheinen allerdings
schwerer zu wiegen als alle gesundheit-
lichen, technischen, finanziellen und pä-
dagogischen Einwände. Gegenpositionen
und Bedenken werden wohl auch des-
halb verschwiegen, um eine neue, Ge-
winn bringende Technik in einem
Großversuch rasch umsetzen und aus-
probieren zu können. In einigen Schul-
bezirken wird die Technik sogar an
Grundschulen „erprobt“. Kinder werden
dabei zu Versuchsobjekten.

Rechtlich Einspruchsmöglichkeiten
gibt es kaum: Bei der WLAN-Einrichtung
in den Schulen liege „alles unterhalb der
gesetzlichen Grenzwerte“, lautet wieder
einmal die Rechtfertigung. Die 1996 (!)
in der Verordnung über elektromagneti-
sche Felder festgelegten Grenzwerte,
die als Rechtsgrundlage angeführt wer-
den, berücksichtigen nur die Tempera-
turauswirkungen dieser Strahlungen.
Bei den pulsierenden hochfrequenten
Feldern gibt es jedoch bereits bei gerin-
ger Leistungsflussdichte von der Tem-
peratur unabhängige Wirkungen. Sie
verursachen bei Menschen Beschwer-
den wie Kopfschmerz, Bluthochdruck,
Konzentrationsstörungen und können
auch zu bleibenden gesundheitlichen
Schädigungen führen. Das ECOLOG-In-
stitut in Hannover hat inzwischen eine
Vielzahl von Studien über die gesund-
heitliche Belastung durch elektroma-
gnetische Felder ausgewertet und

konnte dies wissenschaftlich begründet
bestätigen. Zum Schutze der Gesund-
heit ist daher heute nicht mehr von den
alten, unzureichenden Grenzwerten aus-
zugehen, sondern von einem alle bis-
lang bekannten Einflüsse berücksichti-
genden Vorsorgewert, den es dann bei
der Beurteilung von Strahlenbelastun-
gen unbedingt einzuhalten gilt. Die
Schweiz hat dies bereits umgesetzt.
Hier gelten für die Leistungsflussdichte
offiziell 0,1 W/qm als Vorsorgegrenz-
wert. Dies ist 1/100 des in der Bundes-
republik geltenden Grenzwertes. Das
ECOLOG-Institut empfiehlt auf Grund
seiner Untersuchungen 0,01 W/qm als
Vorsorgewert. Bereits bei diesem Wert
wurden in Studien negative Einflüsse auf
die Gehirnfunktionen – Gehirnströme,
Reaktionsvermögen, Blut-Hirn-Schranke
– festgestellt. Bei Untersuchungen hat
Öko-Test an einzelnen Laptops Werte er-
mittelt, die höher liegen als diese Vor-
sorgewerte. 

Fast schon Körperverletzung

Bei der unkritisch betriebenen Medien-
ausstattung der Schulen mit Sendern
und strahlenden Laptops wird auch nicht
berücksichtigt, dass es sich ja um Kin-
der und Jugendliche handelt, die an ih-
nen oft stundenlang tätig sind. Im Jahr
2000 kam in England eine von der Re-
gierung beauftragte unabhängige Exper-
tengruppe zu dem Ergebnis, dass Kin-
der – wegen des sich noch entwickeln-
den Nervensystems und einer um etwa
60 Prozent höheren Aufnahmefähigkeit
für energetische Strahlungen – weit ver-
wundbarer sind als Erwachsene. Für sie
müssten daher noch strengere Maßstä-
be bei den Vorsorgewerten gelten. Kin-
der bewusst solchen Gefahren auszu-
setzen, grenzt an Körperverletzung.

Nicht bedacht wird auch bei der Ar-
gumentation, dass in den Räumen der
Schule häufig nicht nur ein Gerät die
pulsierenden, hochfrequenten elektro-
magnetischen Strahlen erzeugt, son-
dern dass es 20 oder mehr Schülerin-
nen und Schüler sind, die im Unterricht
mit diesen Geräten arbeiten. Nicht sel-
ten geschieht dies an Orten, an denen
es bereits andere unnatürliche Strah-
lungsquellen gibt (Leuchtstoffröhre,
Halogenlampe, Handy, Trafo). Es ist da-
her vorab nicht auszuschließen, dass
durch eine Überschneidung der Felder
die Vorsorgewerte für die elektromag-
netische Belastung an den einzelnen
Arbeitsplätzen weit überschritten wer-
den. Sicher liegt die elektromagneti-
sche Strahlung des einzelnen Laptops
unter der eines Handys, doch erhöht er

die Intensität der Belastung mit Elektro-
smog. Auch die Nutzungsdauer spielt
eine Rolle, die bei Informatik-Fachlehr-
kräften und Fachschülerinnen und Fach-
schülern mehrere Stunden pro Tag be-
tragen kann.

Besonders geschützt werden müssen
elektrosensible Personen, die wie Aller-
giker auf elektromagnetische Strahlun-
gen reagieren. Dies sind drei bis fünf
Prozent der Bevölkerung. 

Keine Sender in Schulen!

Schon die hier kurz dargestellten
Fakten und Argumente sind ausrei-
chend, um zu dem WLAN-Projekt der
Landesregierung und der Schulträger
begründet „Nein!“ zu sagen: „Keine Sen-
der in Schulen und anderen öffentli-
chen Einrichtungen!“ Dazu zählen ne-
ben der WLAN-Technik auch die kabel-
losen Bluetooth-Einrichtungen, DECT-
Telefone und Handys. Über Kabel las-
sen sich die gleichen, bei der Arbeit mit
Computern in der Übertragungsge-
schwindigkeit sogar noch bessere Er-
gebnisse erzielen. Schutz und Vorsorge
gegen gesundheitliche Beeinträchtigun-
gen sollten wichtiger sein als das etwas
bequemere Hantieren mit kabellosen
Geräten. 

Die GEW und die Personalräte im
Land, in den Städten und Kreisen und
in den Schulen müssen darauf Einfluss
nehmen, dass Entscheidungen zur Me-
dienausstattung der Schulen in diesem
Sinne revidiert und Kinder und Lehr-
kräfte in den Schulen nicht bewusst zu-
sätzlichen Gesundheitsgefahren durch
elektromagnetische Strahlungen ausge-
setzt werden. 

Bei der Bewertung der Risiken gibt es
sicher noch Unklarheiten, doch sollte
die Vorsorge um die Gesundheit der
Menschen ausschlaggebend sein. Weite-
re Hinweise sind von der REFLEX-Studie
zu erwarten, die derzeit im Auftrag der
Europäischen Union von Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftlern aus ver-
schiedenen europäischen Ländern
durchgeführt wird. Sie untersuchen un-
ter anderem die Auswirkungen elektro-
magnetischer Felder auf Gewebeteile.
Auch aus der INTERPHONE-Studie der
Weltgesundheitsorganisation zur Han-
dy-Strahlung können sich weiterführen-
de Erkenntnisse ergeben. Zumindest
bis zu den Abschlussberichten dieser
offiziellen Untersuchungen (voraus-
sichtlich 2007) sollte die Entscheidung
zu WLAN an den Schulen zurückgestellt
werden.  

Aus: Zeitschrift der GEW Hessen, Nr. 12/2003
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Die Schule (www.r-os.cidsnet.de) be-
findet sich in einem sozialen Brenn-

punkt Schönebergs. Seit 2002 wird das
Service Learning als Schulprojekt
durchgeführt und ist als Profilelement
in das Schulprogramm aufgenommen
worden. 

Demokratie lernen als Ziel

Die Projektidee entstand bei einem
Blick über den Tellerrand: Ehrenamtli-
che Tätigkeit wird in den USA und Ka-
nada als soziale und gemeinnützige
Tätigkeit von Schülern und Studenten
zusätzlich zur Ausbildung durchge-
führt. Service Learning gilt als Beitrag
zur sozialen Versorgung der Menschen
und als erster Schritt hinein in die reale
Berufswelt. 

Die schulische Reflexionsarbeit ist
ein besonders wichtiger Punkt im Kon-
zept. Oftmals werden die Tätigkeiten
mit Bonuspunkten honoriert, wodurch
sich der Zugang zu einer Hochschule
beschleunigt. Amerikanische Erzie-

hungswissenschaftler sehen im Service
Learning neben der Hilfe für bedürftige
Menschen ein Trainingselement zur
Schaffung und Förderung eines demo-
kratischen Verständnisses. 

Zivile Tugenden einer starken Demo-
kratie umfassen die Fähigkeiten zum
sozialen und politischen Handeln. Akti-
ve Bürger einer Demokratie müssen
demnach in der Lage sein, Aufgaben
und Probleme in ihrer Lebenswelt zu
erkennen, Lösungsansätze zu ent-
wickeln und diese einzeln oder in
Gruppen durch aktives Tun umsetzen.
Nimmt man dies zum Maßstab für eine
politische Bildung, die unsere Demo-
kratie erhalten und stärken soll, kann
man mit dem in der Schule üblicher-
weise Geleisteten nicht zufrieden sein.
Für unsere Schulen spielt sich Demo-
kratie lernen, neben dem Erleben de-
mokratischer Strukturen in der Schule,
z.B. durch Organe der Schülermitbe-
stimmung, vornehmlich als kognitives

Erarbeiten von Funktionszusammen-
hängen einer (parlamentarischen) De-
mokratie im Geschichts- oder Weltkun-
deunterricht ab. Service Learning bietet
auf diesem Gebiet neue Wege an.

Seit November 2002 beteiligen sich
50 SchülerInnen aus drei 7. Klassen für
ein Schuljahr am Service Learning. Sie
verrichteten in diesem Zeitraum 450
Dienstleistungsstunden. Betreut wur-
den sie von sechs LehrerInnen. Im lau-
fenden Schuljahr begann das Projekt in
der ersten November-Woche und es be-
teiligen sich vier Klassen mit 72 Schüle-
rInnen, betreut von acht LehrerInnen.

Zentral ist die Selbsttätigkeit der
SchülerInnen: Individuell unterschied-
lich an einem Nachmittag findet das
Service Learning freiwillig für ein bis
zwei Stunden statt. Jede SchülerIn hat
eine „Stelle“. Diese Stellen sind entwe-
der bei gemeinnützigen Trägern in der
Nähe unserer Schule, z.B. bei der Arbei-
terwohlfahrt, im Seniorentreff oder in
der bezirklichen Kita, dem Senioren-
heim in der Albestraße oder dem Verein
Lesewelt e.V. in der Thomas-Dehler Bi-
bliothek, dem Heimatmuseum, der in-
terkulturellen Clearingstelle Xenos, der
Stadtteil-VHS Crellestraße oder der
Stadtteilbibliothek Schöneberg und in
Einzelfällen auch bei bedürftigen Pri-
vatpersonen angesiedelt.

Nutzen für alle Seiten

Die Arbeiten, die unsere Schüler über-
nehmen, nützen allen Seiten. Zum Bei-
spiel den älteren Menschen, die sich
über Jugendliche freuen, die sie beim
Einkaufen unterstützen und mit denen
sie noch einen Plausch machen können.
Die Jugendlichen sind vielleicht zum
ersten Mal intensiver mit älteren Men-
schen zusammen und knüpfen den
Kommunikationsfaden zwischen den Ge-
nerationen wieder neu. Oder es freuen
sich Kinder in den hauptsächlich von
Frauen betreuten Einrichtungen über die
männlichen jugendlichen Helfer, die
wie große Geschwister auftreten. 

Die SchülerInnen sind im Durch-
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Service Learning
Lernziel praktisches Tun: Durch Mitgestaltung zur Bewältigung gesellschaftlicher Aufgaben.

von Joachim Syska, Lehrer an der Riesengebirgs-Hauptschule

Die SchülerInnen erwerben wichtige Schlüsselqualifikationen, wie zum Beispiel sich verlässlich und verantwor-
tungsvoll den übertragenen Aufgaben zu widmen. FOTO: CHRISTINE ALBERT



Jeder zweite Deutsche trägt eine Bril-
le. Nach der Studie des Kuratoriums

Gutes Sehen ist der Anteil der Brillen-
träger in Deutschland in den vergange-
nen drei Jahren erneut angestiegen.
Insgesamt tragen derzeit 63 Prozent
der erwachsenen Bundesbürger eine
Brille. Davon sind 39,4 Millionen Er-
wachsene ab 16 Jahren und 1,6 Millio-
nen Kinder. Kontaktlinsen tragen der
Studie zufolge derzeit 2,4 Millionen Er-
wachsene. Vor allem der Anteil der Bril-
lenträger im Schulalter ist in den 50
Jahren seit Beginn der Umfragen über-
durchschnittlich angestiegen. Thomas
Nosch, Präsident des Zentralverbandes
der Augenoptiker, stellte fest, dass 29
Prozent der 18 bis 29 Jahre alten Bun-
desbürger ständig oder gelegentlich ei-
ne Brille tragen, dagegen waren es vor
50 Jahren erst 13 Prozent. 

Alte Glaubenssätze wie: Da ist nichts
zu machen! Das ist vererbt! Es ist un-
heilbar! verstärken unsere bisherige ge-
sellschaftlich gewohnte Sichtweise.
Sehverschlechterungen mit zunehmen-
dem Alter, ein unentrinnbares Schicksal
in unserer computerdiktierten Zeit?
Wer sich aufmerksam in unseren Buch-
läden in der Abteilung alternative Ge-
sundheit umschaut, entdeckt heraus-
fordernde Titel wie: Spielend besser se-
hen für Kinder, Nie wieder Brille, Au-
gentraining bei Weitsichtigkeit, Augen-
fitness am Computer..., die Literaturli-
ste ist lang. Als Sehlehrerin seit 1997
bin ich immer wieder erstaunt über die

Vorbehalte und das Misstrauen gegen-
über der in diesen Büchern dokumen-
tierten Selbsthilfemethode.

Der 1931 verstorbene Pionier dieser
Methode ist Augenarzt Dr. Bates aus
New York. Er wollte nicht länger nur
Sehhilfen verschreiben. R. Kaplan aus
Kanada/Wien, J. Liebermann, L. Scholl,
Meir Schneider, John Selby aus den
USA, W. Hetcher-Rosenbauer und viele
andere haben über Jahrzehnte mit per-
sönlichem Engagement die Methode
weiterentwickelt und erstaunliche Er-
folge bei Klienten dokumentiert. Die
18. internationale Konferenz für ganz-
heitliches Sehen fand gerade im Okto-
ber 2003 in Zürich statt. Auf diesen
jährlich weltweit organisierten Sehleh-
rerkonferenzen traf ich auf viele alter-
nativ denkende Augenärzte und Opti-
ker.

Sehverbesserungen ohne Brille

Menschen können ein Bewusstsein
für ihre Augen entwickeln, die heutzu-
tage durch den täglichen Gebrauch von
Computern und ein Überangebot an Le-
sestoff einseitig belastet sind. Sie kön-
nen lernen, sich ganzheitlich zu ent-
spannen und entwickeln neue natürli-
che Sehgewohnheiten. Mit Sehspielen,
guter Atmung und der Vorstellungs-
kraft erreicht man häufig recht leicht
erste Sehverbesserungen. In den letz-
ten Jahrzehnten wurde die ursprüngli-

che Bates-Methode mit weiteren alter-
nativen Heilmethoden verknüpft. For-
schung und Suche gehen weiter, denn
in der Arbeit zeigte sich, dass Sehen als
ganzheitlicher Prozess anzusehen ist,
der sowohl über Körperarbeit, die Be-
seitigung von Störfeldern im Körper,
Lösung von emotionalen Blockaden so-
wie eine ausgewogene Ernährung be-
einflussbar ist. 

Sehen: ein kostbares Gut 

Wir leben in einer Zeit, wo mittlerwei-
le die Hälfte der Bevölkerung von teuer
zu bezahlenden Sehhilfen abhängig ist,
wo Augenkrankheiten wie Grüner Star,
Grauer Star, Netzhauterkrankung bei äl-
teren Menschen epidemieartig zuzu-
nehmen scheinen. Ein Zusammenhang
von diesen Augenerkrankungen mit dem
oft jahrzehntelangen extensiven Tragen
von Sehhilfen wird vermutet. Die tradi-
tionelle Medizin bietet Brillen bzw. in
schweren Fällen die Operation an. Ab
2004 werden Brillen für über 18-jährige
von den gesetzlichen Kassen nur noch
bei schweren Fällen von „Fehlsichtig-
keit“ erstattet. Eine weitere Hiobsbot-
schaft zum Thema Sehen? Oder könnte
es gar der Anfang von einem bewusste-
ren Umgang mit uns selbst, mit unse-
ren Augen sein? Es könnte ein Anfang
werden zu einem Umdenken bezüglich
dieses unseres kostbaren Gutes, unse-
rer Fähigkeit klar zu sehen!

schnitt 13 Jahre alt und gewinnen mit
diesen Erfahrungen auch erste eigene
Einblicke in die Berufswelt. Sie lernen
also nicht nur, sich für die Gemein-
schaft einzusetzen, sondern erwerben
wichtige Schlüsselqualifikationen, wie
zum Beispiel sich verlässlich und ver-
antwortungsvoll der Erfüllung der über-
tragenen Aufgaben zu widmen. Das trifft
besonders auf die Bereiche zu, in denen
Menschen – seien es Kinder, Alte oder
Behinderte – von ihnen abhängig sind.
Hiermit lässt sich eine zentrale schuli-
sche Aufgabe erfüllen, nämlich die des

konkreten Demokratie Lernens. Empa-
thie, Solidarität und soziales Engagement
sind zentrale Voraussetzungen für de-
mokratisches Handeln. In der Schule
werten wir einmal in der Woche in zwei
Schulstunden die in der vergangenen
Woche gemachten Erfahrungen aus. Wir
sprechen über die wöchentlich erfolg-
ten Eintragungen ins Lerntagebuch,
tauschen uns über Erlebnisse aus, die
nicht selten emotional berührend sind
und aufgearbeitet werden müssen. Die
schriftlichen Eintragungen werden auch
im Deutschunterricht wieder aufgegrif-

fen, indem an diesen Texten weiter ge-
arbeitet wird. Allerdings strahlen die
gemachten Erfahrungen auch auf ande-
re Schul- und Lebensbereiche aus: Sie
erleben sich als ernst genommene Mit-
glieder der Organisation, in der sie
tätig sind, und schöpfen daraus Selbst-
bewusstsein und Selbstwertgefühl. In
einer Online-Beratungsagentur werden
einige Schüler mittels Internet auf
Nachfrage die gewonnenen Erfahrungen
weitergeben und interessierte Schulen
beraten. Außerdem werden sie versu-
chen, neue Stellen zu akquirieren. 
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Kollektive Fehlsichtigkeit
Ein Phänomen an unseren Schulen, von unserer Gesellschaft ignoriert und mit der Brille „behandelt“.

von Almuth Klemm, Grundschul- und Sehlehrerin
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Soziale Brennpunkte werden gemein-
hin als „schlechte Wohnlagen“ oder

Gebiete mit „überforderten Nachbar-
schaften“ bezeichnet. Dort wohnen be-
sonders viele Arme, Arbeitslose, Aus-
länder, alte Menschen und Alleinerzie-
hende. Familien leben mit ihren Kin-
dern häufig in engen und kleinen Woh-
nungen. Für die Kinder sind nur wenige
geschützte Spiel-Räume vorhanden.
Deutsche und überproportional viele
nichtdeutsche Kinder wachsen dort in
einer insgesamt anregungsarmen und
sogar schädigenden Umgebung auf. In
diesen Stadtteilen fallen Kinderarmut
und benachteiligende Bildungsstruktu-
ren räumlich zusammen. 

Auswirkungen auf Kinder

An diesem Umfeld leiden viele Kinder
und das zeigen sie in den Schulen. Sie
sind unruhig, unkonzentriert und auch
aggressiv, andere wiederum sprachlos
und introvertiert. Schulen in sozialen
Brennpunkten stellen somit einen Kri-
stallisationspunkt der Entwicklung im
Wohnumfeld dar. Dort werden die Kon-
sequenzen gesellschaftlicher Verände-
rungen sichtbar. Demzufolge müssen
sich die LehrerInnen im Unterricht vor-
dringlich mit den Auswirkungen psycho-
sozialer Verelendungstendenzen sowie
mit Spannungen und Aggressionen zwi-
schen den Kindern befassen und kön-
nen sich erst danach um die Durch-
führung des Unterrichts bemühen. Al-
lein durch schulische Maßnahmen kön-
nen die Auswirkungen sozialer Her-
kunft, eines Migrationshintergrundes
und eines schlechten sozioökonomi-
schen Umfeldes nicht kompensiert wer-
den. Deshalb ist eine veränderte Stadt-
entwicklungspolitik notwendig, die so-
ziale Segregation verhindert bzw. rück-
gängig macht und ein besseres schuli-
sches Umfeld schafft.

Die PädagogInnen unterrichten unter
erschwerten Bedingungen und müssen

einen erweiterten Erziehungs- und Bil-
dungsauftrag umsetzen, der erhebliches
Wissen vom außerschulischen Lebens-
umfeld jeder/s einzelnen SchülerIn vor-
aussetzt. Gerade benachteiligte Schüle-
rInnen müssen Kompetenzen erlernen,
die es ihnen ermöglichen, sich eigenak-
tiv und selbstregulierend mit Lernin-
halten zu befassen. Dafür entwickeln
viele LehrerInnen individualisierende
Lehr- und Lernmethoden, gestalten ein
mitwirkungsoffenes Schulleben und
pflegen außerschulische Kontakte zur
Jugendhilfe und in den Stadtteil. 

Schulentwicklung muss her

Grundschulen brauchen besondere
Hilfen bei der Erarbeitung eines Profils,
das die Entwicklung schulischer Qua-

lität mit kompensatorischen Hilfen ver-
bindet, denn sie sollen für alle Kinder
im Einzugsbereich attraktiv sein. Des-
halb sind entsprechende Ressourcen
des LISUM auf diese Schulen zu konzen-
trieren. Kinder in sozialen Brennpunk-
ten erhalten im Elternhaus häufig weni-
ger intellektuelle Anregungen. Nicht
nur für die 5. und 6. Klassen (wie jetzt
durch WUV), sondern auf allen Klassen-
stufen sollen zusätzliche Neigungs- und
Interessengruppen eingerichtet werden.

Oberschulen sollen Angebote für alle
Schulabschlüsse einschließlich Abitur
ohne Schulwechsel machen können. Es
darf keine schulischen Sackgassen ge-
ben. Dazu sollen gemeinsame Prozesse
der Schulentwicklung benachbarter Schu-
len eingeleitet werden, die zu einer en-
gen Kooperation dieser Schulen führen.
Praxislernprojekte wie „Stadt als Schu-

S C H U L E b l z | F E B R U A R  2 0 0 41 4

Wenn’s brennt...
Soziale Brennpunkte gibt es viele in Berlin.
Hier muss Schule mehr sein, als eine her-
kömmliche Lehranstalt. Was fordert die GEW?

Landesdelegiertenversammlung

Wo es hässlich ist, fühlt sich niemand wohl. FOTO: MICHEL





Body and Soul

Kinder in solchen Gebieten ernähren
sich oft unzureichend oder ungesund.
Deshalb soll allen Verlässlichen Halb-
tagsgrundschulen von Anfang an säch-
lich und personell die Möglichkeit ein-
geräumt werden, ihren Kindern ein
Frühstück und ein warmes Mittagessen
anzubieten. Dies kann auch durch Ko-
operationsvereinbarungen mit freien
Trägern erfolgen. Grundschulkinder
brauchen in besonderem Maße Sport
und Bewegung. Dies sollte durch zu-
sätzliche AG-Stunden und durch eine
Zusammenarbeit mit nichtschulischen
Trägern (z.B. Zielvereinbarungen mit
Sportvereinen) so ermöglicht werden,
dass im Grundsatz eine tägliche Be-
wegungsstunde eingerichtet werden
kann. 

Kultur, Kultour

Die Familien haben oft weder den An-
spruch noch die Möglichkeiten, ihren
Kindern ausreichende Anregungen zu
musischen und künstlerischen Tätig-
keiten zu geben. Daher gehört es zu
den Aufgaben der Schulen, den Kindern
verstärkt Möglichkeiten zu bieten, sich
schöpferisch zu betätigen, ästhetisches
Empfinden und Einfallsreichtum zu
entwickeln. Durch das Umsetzen eige-
ner Ideen können die SchülerInnen zu
Erfolgserlebnissen und neuen Problem-
lösungen finden. Musikinstrumente
müssen unentgeltlich zur Verfügung
gestellt werden ebenso wie Sachmittel

für Kunst- und Theaterwerkstätten. So-
wohl sportliche als auch kulturelle An-
regungen werden den Kindern durch
die Eltern nicht in ausreichendem Maße
geboten. Auch hier ist die Zusammen-
arbeit mit freien Trägern für ein ergän-
zendes Angebot sinnvoll, wenn dabei
pädagogische Kontinuität sichergestellt
werden kann. Außerschulische Lernorte
sollen einbezogen und die notwendi-
gen Transportkosten zur Verfügung ge-
stellt werden.

Leseratten

Um den SchülerInnen aus „bildungs-
ferneren“ Familien den Zugang zum Le-
sen zu erleichtern und Motivation zum
Umgang mit Literatur zu schaffen, sol-
len gut und altersgemäß ausgestattete
Bibliotheken an jeder Schule eingerich-
tet werden. 

Interessierte Eltern

Kinder brauchen Eltern, die mit der
Schule zusammenarbeiten. Gemeinsam
können die regionalen Beeinträchtigun-
gen wirkungsvoller bekämpft werden.
Sprachbarrieren, Ängste und Vorbehal-
te halten aber viele Eltern von der
Schule fern. Um diese Hürden zu besei-
tigen, soll die Schule in den Stand ver-
setzt werden, sprachliche Verständi-
gung möglich zu machen und auch für
Eltern Deutschförderung einrichten zu
können. Durch Vernetzung mit sozialen
Diensten sollte die Schule Eltern bei der

Bewältigung ihrer Probleme unterstüt-
zen, damit sie sich den Belangen ihrer
Kinder leichter zuwenden können. Die
Schule muss ein Ort werden, an dem El-
tern auch ihre Kompetenzen im Rah-
men des Unterrichts und bei außerun-
terrichtlichen Angeboten einbringen
können. 

Hilfen für Eltern

Für Kinder bzw. für ihre Familien be-
steht oft in besonderem Maße die Not-
wendigkeit, Hilfen von öffentlichen
und privaten Trägern (Familienhilfe, Er-
ziehungsberatung, Therapie etc) in An-
spruch zu nehmen. Deshalb sollte der
Planungsraum der Jugendhilfe mit dem
Schuleinzugsbereich übereinstimmen.
Außerdem sollten VertreterInnen aus
den Schulen an sozialraumbezogenen
Arbeitsgruppen teilnehmen, um die
dort gewonnenen Informationen an ih-
re Schulen weitergeben zu können. Die
Teilnahme an solchen Runden muss
verbindlich sein und im Rahmen der
Arbeitszeit stattfinden.

Von der Schule ins Leben

Um den oftmals erschwerten Über-
gang in den Beruf zu erleichtern, soll
das Lernen in lebensnahen Projekten in
der Sekundarstufe I verstärkt gefördert
werden. Dafür müssen Schulen die per-
sonellen und sächlichen Mittel erhal-
ten, um MitarbeiterInnen z.B. aus dem
handwerklichen Bereich für diese Auf-
gaben zu beschäftigen. Im Laufe der Se-
kundarstufe I sollen Jugendliche mehr-
fach die Möglichkeit erhalten, durch Be-
triebspraktika einen für sie geeigneten
Beruf zu finden. Die Kooperation zwi-
schen dem Arbeitsamt, der Jugendhilfe
und der Schule muss fest etabliert wer-
den. Für jede Schule soll es feste An-
sprechpartner geben. Die Schule ihrer-
seits hat eine/n Fachfrau/mann für den
Übergang ins Berufsleben, die/der An-
sprechpartner für Arbeitsamt, Jugend-
hilfe und die über die Jugendhilfe fi-
nanzierten freien Träger ist. Allen be-
nachteiligten Jugendlichen mit schwa-
chen kognitiven Leistungen soll die
Möglichkeit einer theoriereduzierten
Ausbildung geboten werden. Jeder Ju-
gendliche (nicht nur in sozialen Brenn-
punkten) soll nach Beendigung der
Pflichtschulzeit Anspruch auf einen
Ausbildungsplatz haben, der ihm staat-
lich garantiert wird!

Schulen in sozialen Brennpunkten
brauchen eine besonders gute Ausstat-
tung und öffentliche Anerkennung!
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Gesunde und leckere Ernährung. FOTO: MICHAEL SEIFERT
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Ich kann morgen das Diktat nicht mit-
schreiben, ich hab’ ein Casting!“ Lisa

hält mir triumphierend ihre Entschuldi-
gung vor die Nase. Etwas unsicher
stimme ich zu. Ein Casting? Die kleine,
pummelige Lisa? Was hat sie, was ich
nicht habe? Jetzt weiß ich es. Eine ziel-
strebige Mutter, die sie von einem Ca-
sting zum nächsten chauffiert. Lisa hat
mittlerweile einen eigenen Agenten.
Das lohnt sich auch bei Fruchtjoghurt-
Reklame und einer Nebenrolle im Kin-
derfernsehen. Viele Stars haben klein
angefangen! Sicherheitshalber lasse ich
mir schon mal ein Autogramm geben.
Lisas Aufsatzhefte hebe ich auch auf.
Wenn später die Reporter erscheinen,
bekomme ich wenigstens ein kleines
Stück vom Ruhm ab. Ich hatte immer-
hin schon zwei Stars in meinen Klas-
sen, die mir bewiesen haben, dass
Schule relativ unwichtig ist. Der eine
singt öffentlich und viel beachtet
schaurige Lieder und begleitet sich da-
bei auf einer singenden Säge, die ande-
re mimt bei RTL ständig die verführte
Unschuld vom Lande (mit Berliner Ak-
zent). 

In einem Gespräch mit meiner 9. Klas-
se stelle ich fest, dass ich die Einzige
bin, die noch nie bei einem Casting war
(Lehrer haben nun mal keine Ahnung
vom richtigen Leben! Das steht ja auch
jeden Tag in der Zeitung...). Ein Mädchen
hat als Baby Modefotos gemacht, ein
anderes einen Werbefilm für die SPD
gedreht – als glückliche Schülerin, die
gerade in den Genuss der lange ver-
sprochenen Bildungsreformen kommt:
Sie sitzt in einem hellen Klassenraum,
zusammen mit zehn anderen glückli-
chen Kindern und vielen Grünpflanzen,
und wird von einer blutjungen, strah-
lenden Lehrerin verwöhnt.

Meine Schüler sind auch bestens über
alle Casting-Shows im Fernsehen infor-
miert. Sie zählen mir jede Menge De-
tails und Namen auf. Kein Wunder, dass
im Hirn der Speicherplatz für Englisch-

Vokabeln fehlt.... Geduldig erklären sie
mir, wie man ein Daniel Küblböck wird.
Sie streiten erbittert darüber, welche
Teeny-Band beim Star-Wettrennen den
Sieg verdient. Sie streiten immer noch,
als ich längst meinen Unterricht über
Dürrenmatts „Physiker“ begonnen habe.
Und hören erst auf, als ich die Augen
zusammenkneife (= böser Blick) und
meine Stimme eine Oktave höher
schraube (= Keifhöhe). Die Schüler brin-
gen selbst gebastelte Fotobücher mit,
in denen alle Artikel und Bilder ihrer
Möchtegernstars kleben – sorgfältigst
und säuberlich beschriftet, wie ich mir
Schulhefter immer vergeblich wünsche.
In den Pausen werden mir singende
Freunde aus den Parallelklassen prä-
sentiert. Alle schauen mich erwartungs-
voll an. Ich bin betreten und versuche
tapfer, das zu überspielen. Was soll ich
um Himmelswillen sagen, wenn manns-
hohe Knaben mit Fistelstimme süßliche
Tremolos produzieren? Wie ihre be-

rühmten Vorbilder dramatisch mit den
Händen durch die Luft fahren? Soll ich
es jetzt wie in einer richtigen Casting-
Show machen? „Du singst, als ob du
gleich in die Tonne kotzt!“*, sagt da die
Jury. Oder: „Du stehst da wie eine fest-
getuckerte Fleischwurst!“* Als Lehrerin
muss ich vorsichtig sein. Schon leiseste
Kritik ruft beleidigte Mienen und zer-
knüllte Arbeitsblätter hervor. Und treibt
empörte Eltern ans Telefon. Dabei wür-
de ich manchmal schon gern sagen:
„Du schreibst wie ein besoffenes
Huhn.“ Oder: „Dein Aufsatz war nicht
nur schlecht, sondern grottenschlecht.“
Oder: „Sing dieses Lied nie wieder!“*

Der Zeitgeist verblüfft mich, der Ju-
gendliche zu solchen Castings strömen
lässt. Klar, wir alle wollen reich und
berühmt werden. Aber so? Da stehen
Kinder tränenden Auges vor der Fern-
sehnation und hören sich masochis-
tisch an, wie unterdurchschnittlich ihre
Leistungen sind. Vielleicht packen El-
tern und Lehrer die Jugendlichen viel
zu sehr in Watte? Vielleicht sollten sie
alle offen und brutal ihre Meinung sa-
gen??? 

Die blamabelsten Casting-Auftritte
werden übrigens zusammengeschnit-
ten und wochenlang im Fernsehen vor-
geführt. Jeder kann sich dabei aus-
schütten vor Lachen. Aber anscheinend
ist es das Wichtigste, im Fernsehen zu
sein – egal, wie. Als peinlicher Talk-
show-Gast oder als quakender Sänger.
Als trauriger Comedian oder als stock-
steifes Model. Hauptsache, einmal nach
den Sternen gegriffen. Im Fortbildungs-
verzeichnis habe ich gerade zwei Kurse
gefunden, wie man als Lehrer seine
Schüler richtig fürs Casting vorbereiten
kann. Na sicher habe ich mich angemel-
det. Vielleicht werde ich auf diesem
Weg selber reich und berühmt! 

* Alles Originalzitate aus „Deutschland sucht den Super-
star“. Von Dieter Bohlen. Angeblich unser nächster Bun-
despräsident!
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Im Casting-Fieber

von Gabriele Frydrych

Bin ich schön? FOTO: MEV







In der blz (Nr. 11 und 12/2003) wurde
die längst fällige Diskussion über die

aktuelle Gewerkschaftspolitik begonnen.
Hierbei schließen wir uns insbesondere
dem Tenor der Beiträge der Kollegen der
Loschmidt-Oberschule im November und
des Kollegen Klemm aus Hamburg im
Dezember an, die ausdrücken, was wir
schon mehrfach gefordert haben: Es ist
höchste Zeit, dass unsere Gewerkschaft
ihre zentrale Aufgabe nicht mehr darin
sieht, die Bildung zu retten, sondern ihre
Mitglieder kollektiv darin zu unterstüt-
zen, gegen Verschlechterungen und für
Verbesserungen der
Arbeits- und Berufs-
bedingungen zu wir-
ken. Die inhaltliche
Zusammensetzung
der Dezember-Aus-
gabe von „Erziehung
und Wissenschaft“
ist ein bedrückender
und ärgerlicher Be-
leg dafür, wie be-
rechtigt der Vorwurf
des Kollegen Klemm ist, dass (vielleicht
vor allem?) die Bundes-GEW sich weit
mehr um das Wohlergehen von Kindern
und Schülern den Kopf zerbricht als
um das Wohlergehen derjenigen, die
sich in der Gewerkschaft (noch?) zur
Vertretung ihrer Interessen als Arbeit-
nehmer organisiert haben. 

Ziele gewerkschaftlicher Politik

Selbstverständlich sehen auch wir den
Zusammenhang zwischen dem Wohler-
gehen der Schüler und einer möglichst
guten Bildung für sie einerseits und un-
serer Arbeitssituation andererseits. Für
bildungspolitische Ziele allerdings kann
sich jede Kollegin/jeder Kollege in Par-
teien und sonstigen gesellschaftlichen
Zusammenschlüssen engagieren; auch in
der GEW können und sollen bildungs-
politische Themen ihren angemessenen
Platz finden. Wenn sie aber so sehr do-
minieren, dass die einfachen Mitglieder
den Eindruck gewinnen, es ginge ihrer
Gewerkschaft vor allem um die Steige-
rung des Arbeits-Outputs der Mitglieder,

dann ist unseres Erachtens die Abkehr
vieler Mitglieder bzw. ihr mindestens in-
nerlicher Rückzug nicht verwunderlich.

Mittel gewerkschaftlicher Politik

Klaus Will weist in seinem Beitrag zur
Dezember-Ausgabe der „blz“ auf einen
für uns sehr wichtigen Punkt hin, 
wenn er sagt, die Gewerkschaften hät-
ten die Wende zur Mediengesellschaft
verschlafen. Gerade LehrerInnen steht
der Streik kaum als wirksames Druck-

mittel zur Verfügung,
weil er – außer bei
extrem langer Dauer
– keine unmittelba-
ren ökonomischen
Folgen auslöst. Daher
muss die GEW die Öf-
fentlichkeit durch In-
formation und Auf-
klärung über die Ar-
beitssituation ihrer
Mitglieder für ihre

Anliegen sensibilisieren. Da mit wenigen
gelegentlichen Ausnahmen die Medien
schon lange unsere Arbeitssituation ver-
zerrt darstellen, kann Aufklärung und
Überzeugung in unserem Sinne derzeit
nur über eine kommerziell gestützte,
professionell ausgearbeitete und län-
gerfristig angelegte Informations- und
Imagekampagne erfolgen. Hierfür wären
die bisherigen Plakate und sonstigen
Publikationen der GEW ausdrücklich kein
Maßstab. Denn wie der Kollege Will
schreibt: Gute Argumente medienwirk-
sam unter die Leute zu bringen, kann ein
Gewerkschaftssekretär oder eine Vorsit-
zende nicht mal so nebenbei erledigen.

Eine solche Imagekampagne hat unse-
re Betriebsgruppe bereits 1993 beim
Berliner Landesvorstand angeregt und
erneut im November 2002 in der LDV
beantragt, leider erfolglos. Wir hoffen
aber weiterhin auf allmähliche Einsicht
und darauf, dass in nächster Zeit doch
noch ein Wandel des Selbstverständnis-
ses unserer Gewerkschaft einsetzt.
Denn wir sind durchaus der Überzeu-
gung: Arbeitnehmer brauchen ihre Ge-
werkschaft!
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Das Selbstverständnis der GEW
Zentrale Aufgaben und Mittel gewerkschaftlicher Politik.

von der GEW-Betriebsgruppe des OSZ Banken und Versicherungen

REINHART BEHR IST TOT
Am 15. Dezember
2003, kurz nach
seinem 75. Ge-
burtstag, ist Rein-
hart Behr in Däne-
mark gestorben.
Noch im Mai 2003
konnte er den Dank
der GEW BERLIN für seine 50jährige
Mitgliedschaft entgegen nehmen. Sein
engagiertes Verhalten gegen die Be-
rufsverbote, seine aktive Zeit als Ab-
geordneter für die  Alternative Liste im
Abgeordnetenhaus, sein Einsatz in der
Friedensbewegung und seine konse-
quente Auseinandersetzung mit dem
Faschismus stehen für sein politi-
sches Wirken als undogmatischer und
demokratischer Sozialist. In einer Feier-
stunde zu seinem Gedenken am 8. Ja-
nuar im Beethoven-Gymnasium versam-
melten sich über 120 ehemalige Kol-
legInnen, SchülerInnen, Freunde und
politische Weggefährten. Christine Her-
holz, die Reinhart über 24 Jahre als
Kollegin begleitet hat, erinnerte sich
in ihrer Rede an die Zeit mit ihm. Wir
zitieren einige Passagen:  „Ich glaube,
dass Du in den politischen und schul-
politischen Auseinandersetzungen bis
zum Ende Deines Berufslebens den
Geist dieser Schule sehr nachhaltig
mit geprägt hast. Vor allem auch da-
durch, dass Du nach Deinen eigenen
Ideen auch gehandelt hast. (...) Du
hattest mit Verwaltung nie viel im
Sinn, sie war Dir im Grunde genom-
men ein  Gräuel: aber Du warst einer
der Erfinder der ,Erweiterten Schullei-
tung‘ (ESL). Und ich könnte mir gut vor-
stellen, dass Deine Art, diese Idee dem
kommenden Schulleiter vorzustellen,
wesentlich dazu beigetragen hat, die
ESL als eine Hilfe und nicht als ein
Kontrollinstrument darzustellen. Sie lebt
noch heute! Du warst ein Wortführer:
einer der  Vernunft! Ich denke, dass das,
was Du da gesät hast, noch heute von
jungen KollegInnen an dieser Schule
geerntet wird, die Dich nicht einmal
mehr dem Namen nach kennen kön-
nen. Als ich mich an anderer Stelle für
heute Abend entschuldigte, bei einem
ehemaligen Schüler der Schule, der in-
zwischen schon über Mitte Dreißig ist,
und den Grund nannte, sagte er: ,Ach,
Behrchen!‘ Das klang liebevoll.“

Christine Herholz/Michael Retzlaff

Unter der Adresse http://home.t-online.de/ho-
me/hasso.b.manthey/start.htm können Freunde u.
Interessierte mehr über die Werke und den außer-
gewöhnlichen Menschen Reinhart Behr erfahren.



Alle Proteste haben nichts genützt:
Bildungssenator Böger hat Anfang

der Woche – hoffentlich noch nicht end-
gültig – entschieden, dass alle Lehrkräf-
te die ihnen zustehenden zwei freien
Tage in diesem Schuljahr individuell
nehmen müssen. Berlinweit hat das zur
Folge, dass bis zu den Sommerferien al-
le 30.000 Lehrkräfte zwei Tage (macht
60.000 Tage) frei nehmen müssen. Es
ist anzunehmen, dass die Lehrkräfte
Tage frei nehmen wollen, an denen sie
auch unterrichten müssen. Somit kann
man pro Tag 6 Unterrichtsstunden an-
rechnen: macht 360.000 Unterrichts-
stunden. Lehrkräfte, Eltern, Schullei-
tungen, Gesamtkonferenzen, Schülerin-
nen und Schüler, ja sogar die Schulauf-
sicht und die Schulverwaltung haben
vor einem Vertretungschaos und vor
massivem Unterrichtsausfall gewarnt
und den Schulsenator gedrängt, eine
vernünftige Lösung zentral zu treffen –
ohne Erfolg. Mutig hat der Schulsenator
das Argument verteidigt, es dürfe nicht
zu einer Beeinträchtigung des Bildungs-
angebotes für die Berliner Schülerinnen
und Schüler kommen. Die jetzige Rege-
lung führt allerdings zu mehr Bildungs-
verlust in der Berliner Schule als dies
bei einer zentralen Regelung der Fall
gewesen wäre. 

Die beiden freien Tage sind verordnet
worden als Ausgleich dafür, dass die
Pflichtstundenerhöhung für Lehrkräfte
– anders als bei den Landesbeamten
und -beamtinnen – nicht zurückgenom-
men wurde. Das heißt, die beiden Tage
sind durch wöchentlich zwischen 0,5
und 4 Pflichtstunden Mehrarbeit von
jedem einzelnen Lehrer bereits erarbei-
tet worden. Werden die beiden freien
Tage individuell genommen, müssen
die an der Schule zurückbleibenden
Lehrkräfte die Abwesenden vertreten –
müssen also durch zusätzlichen Vertre-
tungsunterricht ihre eigene Freistellung
noch einmal erarbeiten. Das ist Betrug!

Täglich beglückt der Bildungssenator

über die Berliner Presse die staunende
Öffentlichkeit mit neuen Erklärungen,
warum er bei dieser unsinnigen Ent-
scheidung bleibt. Mal argumentiert er,
sie könne aus rechtlichen Gründen nicht
mehr rückgängig gemacht werden, weil
einzelne LehrerInnen ihre zwei freien
Tage bereits genommen hätten und auf
diese Weise in den doppelten Genuss
der freien Tage kämen. Andere Kolle-
gInnen, so die Argumentation des Bil-
dungssenators, könnten dann wegen
Ungleichbehandlung vor Gericht gehen.
Das ist natürlich Unsinn.

Am 9. Januar 2004 überraschte er mit
neuen – leider nicht sinnvolleren – Er-
klärungen: Die Ferienordnung hätte für
eine zentrale Festlegung geändert wer-
den müssen. Dies sei so schnell nicht
möglich gewesen und man könne die
Ferien nicht einfach verlängern. Dass
dieses Argument an den Haaren herbei-
gezogen ist, ist schon daran erkennbar,
dass in der Vergangenheit regelmäßig
aus „übergeordneten Gründen“ (deut-
sches Turnfest, Kirchentag, Besuch der
englischen Königin) freie Tage festge-
legt wurde. Ganz davon abgesehen,
dass gemäß AZVO diese beiden freien
Tage gar keine Ferientage sein dürfen.

Der Wortlaut der AZVO ist eindeutig:
der Freistellungsanspruch bezieht sich
auf Unterrichtstage. Die AZVO hat den
Anspruch auf zwei freie Tage begrün-
det und ist somit auch umzusetzen. 

Schließlich bemüht der Bildungssena-
tor auch noch die Situation der ange-
stellten Lehrkräfte, die keinen An-
spruch auf die zwei freien Tage hätten. 

Formal ist dies zwar richtig, da die
AZVO erst im Juli 2003 geändert wurde,
gilt sie für angestellte Lehrkräfte, die
seit dem Austritt des Landes Berlin aus
den Arbeitgeberverbänden am 8.1.2003
nicht mehr unmittelbar tarifgebunden
sind, nicht mehr. Bei der Anordnung
der Präsenztage hat der gleiche Bil-
dungssenator die Sache allerdings an-
ders gesehen. Hier hat er sogar vor Ge-
richt die Auffassung vertreten, dass die
Präsenztage selbstverständlich für an-
gestellte Lehrkräfte gelten. Beide Ver-
ordnungen sind nach dem Austritt aus
dem Arbeitsgeberverband erlassen wor-
den und könnten formal rechtlich keine
Wirkung auf die angestellten Lehrkräf-
ten entfalten. 

Sachlich allerdings ist die Verweige-
rung der beiden freien Tage für die an-
gestellten Lehrkräfte Betrug hoch drei. 
• Durch den Austritt aus den Arbeitge-
berverbänden haben die angestellten
Lehrkräfte im Unterschied zu den be-
amteten Lehrkräften die Potsdamer Ta-
riferhöhung nicht erhalten. 
• Da die Pflichtstundenerhöhung ei-
nen Tag vor dem Austritt aus dem Ar-
beitgeberverband verfügt wurde, haben
die angestellten Lehrkräfte die Pflicht-
stundenerhöhung ebenfalls hinnehmen
müssen. 
• Die freien Tage als Kompensation für
die Pflichtstundenerhöhung wird ihnen
aber verweigert. Die angestellten Lehr-
kräfte haben ebenfalls eine erhöhte Ar-
beitszeit. Die beiden freien Tage müs-
sen ihnen also im Wege der Gleichbe-
handlung auch gewährt werden. 

Die GEW BERLIN hatte in zwei Schrei-
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Chaos hoch drei 
Schulsenator Klaus Böger hält an seiner unsinnigen Regelung für die zwei 
freien Tage fest: das Chaos in den Schulen ist vorprogrammiert.

Ilse Schaad, Leiterin des Referates A FO
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Die Bundesregierung hat die mit dem
so genannten Gesundheitsreform-

gesetz in Kraft getretenen Änderungen in
der gesetzlichen Krankenversicherung
auf die Beihilferegelungen übertragen.
Damit sollen bis zu sechs Prozent der
Beihilfeausgaben eingespart werden. 

Folgende Kostendämpfungsmaßnah-
men existieren in Berlin: Zuzahlung zu
Medikamenten plus die Erhöhung der
Zuzahlung ab 1. Januar 2004, Strei-
chung von Wahlleistungen, Kosten-
dämpfungspauschale zwischen 50 und
770 Euro pro Jahr. Der Bund und ande-
re Bundesländer haben dagegen nur ei-
ne oder zwei der Kostendämpfungs-
maßnahmen umgesetzt. Bei Arznei-
und Verbandsmitteln, Hilfsmitteln (so-
weit keine Höchstbeträge festgesetzt
sind) sowie Fahrkosten vermindern
sich die beihilfefähigen Aufwendungen
um zehn Prozent mindestens aber um
5 Euro, höchstens um 10 Euro, jedoch
nicht mehr als die Kosten des Mittels
selbst. Bei Krankenhaus- und Kurauf-
enthalten beträgt der Abzugsbetrag 10
Euro pro Tag. Dieser Abzugsbetrag ist
bei Krankenhaus- und Anschluss-
heilbehandlungen auf höchstens 28 Ta-
ge jährlich begrenzt. Bei häuslicher
Krankenpflege beträgt der Abzugsbe-
trag 10 Euro je Verordnung plus zehn

Prozent der Gesamtkosten. Entspre-
chend der Praxisgebühr in der gesetzli-
chen Krankenversicherung wird für den
Beihilfeberechtigen und seine An-
gehörigen jeweils ein Pauschalbetrag
von 20 Euro pro Jahr abgezogen. Dieser
Beitrag wird in Berlin nicht zusätzlich
zur Kostendämpfungspauschale erho-
ben, sondern auf diese angerechnet. 

Die Abzugsbeträge entfallen z.B. bei
Kindern bis zur Vollendung des 18. Le-
bensjahres, bei Schwangeren, bei Vor-
sorgeuntersuchungen oder wenn beihil-
fefähige Höchstbeträge festgesetzt
sind. Erreichen die Abzugsbeträge zwei
Prozent des jährlichen Bruttoeinkom-
mens bzw. bei chronisch Kranken ein
Prozent, entfallen sie ab diesem Zeit-
punkt. Für Ehegatten und für Kinder
werden bei der Berechnung des Ein-
kommens Freibeträge abgezogen.

Leistungsausschlüsse

Für nicht verschreibungspflichtige
Arzneimittel sowie für solche, die nicht
mehr verordnungsfähig sind, entfällt
die Beihilfe. Die Verschreibungspflich-
tigkeit wird künftig anhand einer Regi-
striernummer (Pharmazentralnummer)
erkennbar sein. 

• Brillen sind nur noch für Kinder un-
ter 18 Jahren bei schwerwiegenden
Seherkrankungen beihilfefähig.
• Die Beihilfe zu den Bestattungsko-
sten entfällt, ebenso die Beihilfe zur
Säuglings- und Kleinkinderausstattung. 
• Fahrtkosten zur ambulanten Behand-
lung sind nur noch ausnahmsweise bei-
hilfefähig, Verlegungen zwischen Kran-
kenhäusern nur noch aus zwingenden
medizinischen Gründen. 
• Ab 2005 sind Material- und Laborko-
sten für Zahnersatz nur noch zu 40 Pro-
zent beihilfefähig (bisher 60 Prozent). 

In Berlin wird weiterhin die Kosten-
dämpfungspauschale erhoben. Sie ist
fällig in jedem Kalenderjahr, „in dem
ein Beihilfeantrag gestellt wird“ (§ 44
Landesbeamtengesetz). Wer in 2004
Rechnungen von 2003 mit einreicht,
kann nur für das Jahr 2004 zu einer Ko-
stendämpfungspauschale herangezo-
gen werden. Für jedes berücksichti-
gungsfähige Kind vermindert sich die
Pauschale um 35 Euro.

Widerspruch der GEW

Die GEW BERLIN hatte der Einführung
der Kostendämpfungspauschale wider-
sprochen und Klageverfahren  eingeleitet,
eine Entscheidung ist aber noch nicht
ergangen. 

Die GEW BERLIN hat den Senat aufge-
fordert, die Pauschale angesichts der
Belastungen aus den neuen Beihilfere-
gelungen wieder zu streichen. Gleich-
zeitig wurde der Senat aufgefordert,
den Anrechnungsbetrag pro Kind von
derzeit 35 Euro auf 60 Euro anzuheben.
Dieser Betrag entspräche dem Betrag,
der auch in Nordrhein-Westfalen ange-
rechnet wird.   

ben an die Schulleitungen empfohlen,
dass Gesamtkonferenzen die Verantwor-
tung für einen ordnungsgemäßen Schul-
betrieb selbst in die Hand nehmen und
sich verständigen, an welchen beiden
Tagen sie die Schulen schließen wollen.
Diese Tage sollten mit Schülern und El-
tern abgestimmt werden. Nur so kann
verhindert werden, dass an mehr als 
zwei Tagen faktisch kein ordnungsge-
mäßer Unterricht durchgeführt werden
kann. 

Bis zum Ende des Schuljahres ver-
bleiben noch etwa 60 Schultage, wenn
man Tage wie mündliches Abitur und
ähnlich verpflichtende Unterrichtstage
abzieht. Verteilt man auf diese 60 Tage
die 60.000 Anspruchstage, kommen
1000 fehlende Lehrkräfte auf einen Tag

– zusätzlich zu den 722 Dauerkranken
und den ca. 1500 Lehrkräften, die we-
gen Krankheit, Abordnung und anderer
dienstlicher Tätigkeiten täglich zu ver-
treten sind. Erfahrungsgemäß werden
sich die Anträge der Lehrkräfte jedoch
nicht gleichmäßig auf alle 60 Schultage
verteilen, sondern es ist zu erwarten,
dass es zu überproportionalen Häufun-
gen an bestimmten Tagen vor bzw.
nach den Schulferien kommt. 

Hier soll nun nach dem Willen des
Schulsenators die Schule entscheiden,
welche Anträge genehmigt und welche
abgelehnt werden. Damit wird der Ar-
beitsfrieden in den Schulen ganz erheb-
lich gestört, denn sachliche Gründe für
die Bewilligung des einen und die Ab-
lehnung des anderen Antrages wird es

nicht geben. Es wird also zu Auseinan-
dersetzungen in der Schule, teilweise
auch vor Gerichten kommen.  

Die GEW BERLIN fordert den Berliner
Bildungssenator auf, die Auseinander-
setzung um diese beiden Tage zu been-
den und die beiden Tage zentral festzu-
legen. Es ist kein Zeichen von politi-
scher Größe oder Verantwortung eine
Fehlentscheidung aufrecht zu erhalten,
im Gegenteil: manchmal muss man sich
eben korrigieren. Es ist nicht schlimm,
einen Fehler zu machen. Nicht zu ver-
antworten ist aber, zu wissen, dass
man einen Fehler gemacht hat und
schön, stark und mutig an ihm festzu-
halten: Schön gegen die Wand gelaufen,
stark davon abgeprallt und mutig wie-
der dagegen gelaufen.
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Weitere Kürzungen in der Beihilfe
In Berlin kommt es zu überproportionalen Einschränkungen.

von Ilse Schaad
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Frage einer Studentin an eine 14-
jährige Schülerin: „Was hat dir denn

gut an dem Theaterspielen mit alten
Menschen gefallen?“ Antwort: „Dass die
uns auch so ihre Erfahrungen weiter ge-
geben haben. Zum Beispiel, wenn wir
Angst hatten, dann haben die uns ge-
sagt: ,Es passiert nichts.’ Und die hamm
uns beruhigt, wenn wir jetzt … ich hab’
ja auch einen Satz vergessen,… dann
hamm die auch gesagt: ,Ist ja nicht so
schlimm, weil das passiert jedem mal.’
Die haben einfach uns das schlechte
Gewissen auch genommen – nach und
vor der Aufführung.“ 

Die drei Altentheatergruppen vom
„Theater der Erfahrungen“ (einer Ein-
richtung des Nachbarschaftsheim Schö-
neberg e.V.) haben jeweils an einer Ber-
liner Gesamtschule die Patenschaft für
Theaterspiel übernommen. In einer aus-
giebigen Workshop-Phase werden Im-
provisationen mit den Schülern auspro-
biert und zu Szenen ausgearbeitet. Die
Szenen der letzten Workshoprunde
wurden vor großem Publikum im Saal-
bau Neukölln gezeigt. 

Seit dem Pisa-Schock geht es neben
der Diskussion um den Inhalt der Lehr-
pläne auch um die Frage nach sozial-
kultureller Bildung, bzw. darum, wie
man Jugendliche im Ort Schule besser
gesellschaftlich integrieren kann. Eine
von der Robert-Bosch-Stiftung beauf-
tragte Studie widmet sich dem Schul-
schwänzen. In Berlin hatten innerhalb
von 100 Tagen 3,5 Prozent aller Schüler
zwischen 20 und 40 Tagen blaugemacht
– und so bald die Hälfte des Stoffes ver-
säumt. Die Studie versteht Schwänzen
als Hilferuf und diagnostiziert das Ne-
beneinander von Jugendhilfe und Schule
als das Problem. „Während in angel-
sächsischen und skandinavischen Län-
dern die Schulen sich traditionell auch
um soziale Belange kümmern, haben
sie sich in Deutschland ihr Image als
obrigkeitsstaatliche Paukanstalt bewahrt.
Was die Kinder nachmittags treiben,

geht die Lehrer nichts an, für Ge-
spräche haben sie sowieso keine Zeit.“ 

Nach dem vereitelten Anschlag rechts-
radikaler Gruppen auf das geplante Jü-
dische Zentrum in München im vergan-

genen September ging ein Aufschrei
auch durch die Bildungspolitik: „Was
nützt es uns, dass wir uns mit Mathe-
matik auskennen, wenn wir nicht mit-
einander umgehen können.“, so die
Vorsitzende Richterin der Großen Ju-
gendstraf- und Jugendschutzkammer
Cottbus, Sigrun von Hasseln. Sie hat be-
obachtet, dass Jugendliche, die rechts-
radikal motivierte Straftaten begehen,
sich nicht oder kaum in andere Men-
schen einfühlen können und nur wenig
von demokratischem Handeln und den
Grundwerten der Gesellschaft wissen.

Im Klitzekleinen hat das Berliner Se-
niorentheater „Theater der Erfahrun-
gen“ in den vergangenen Jahren Großes
bewirken können, geht es darum, die
Schule als Ort der Integration für
Schüler zu stärken und Jugendliche in
Sachen zivilgesellschaftlichem Umgang
zu schulen. Denn der theatrale Aus-
tausch zwischen Alt und Jung trainiert
nachhaltig die Soft Skills der Teenager.

Schon seit Anfang der Neunziger ma-
chen die Senioren vom „Theater der Er-
fahrungen“ mit Jugendlichen Theater,
bereits drei generationsübergreifende
Produktionen sind entstanden. Seit ver-
gangenem Jahr ziehen die einzelnen
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A N Z E I G E

Schule des Lebens
Generationsübergreifendes Theaterspiel in den Berliner Schulen.

von Ursula Kohler, Theater der Erfahrungen
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Achtung: Senioren! FOTO: MANFRED VOLLMER












